
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Schon 1988 setzte Götz George als berühmter 
Tatort-Kommissar Schimanski ein Zeichen gegen 
Fremdenfeindlichkeit, als er in einer Folge des 
Krimis mit der Gelben Hand am Revers auftrat. 
30 Jahre nach der Gründung des Vereins 1986 
durch die DGB-Jugend und die Redaktion des 
Gewerkschaftsmagazins „ran“ werden diese Zei-
chen mehr denn je gebraucht – denn Rassismus 
wird wieder salonfähig. Am 11. November ka-
men daher über 100 Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter, sowie Vertreterinnen und Ver-
treter aus Politik und Zivilgesellschaft aus ganz 
Deutschland in das IG-Metall-Bildungszentrum 
in Berlin, um in einem Jubiläumsfestakt zum 
einen an die Anfänge des Kumpelvereins zu er-
innern und zu gratulieren – zum anderen jedoch 
auch um die aktuellen Herausforderungen zu 
fokussieren. Manuela Schwesig, Bundesminis-
terin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
betonte in ihrer Festrede zu Ehren des 30. Gelbe-
Hand-Geburtstags, wie wichtig das tagtägliche 
Einstehen für demokratische Werte sei: „Der Ton 
ist rauer geworden. Demokratie und Zusammen-
halt sind unter Druck. Aber Demokratie und Zu-
sammenhalt sind stark, weil sich viele Menschen 
dafür stark machen. So wie der Kumpelverein 
und die Kolleginnen und Kollegen, die gegen 
Fremdenfeindlichkeit im Betrieb klare Kante 
zeigen. Die Gelbe Hand ist ein Symbol, das sich 
festgesetzt hat: Mach meinen Kumpel nicht an! 
Und das haben engagierte Menschen über lange 
Jahre weitgehend ehrenamtlich gemacht. Das 
ist wichtig und wertvoll.“ Der Kumpelverein ist 
Teil des Bundesförderprogramms „Demokratie 
leben“ des Familienministeriums. Die Ministerin 
verlautbarte, dass die Mittel für die Demokratie-
förderung und den Kampf gegen Rechtsextre-
mismus verdoppelt würden. Auch für den Vor-
sitzenden des Kumpelvereins Giovanni Pollice 
ist das ein wichtiges Signal. Es sei essentiell, das 
gesellschaftliche Engagement zu fördern und 
viel stärker in den Vordergrund zu rücken: „Nach 
einer Studie der Evangelischen Kirche ist mehr 
als jeder zehnte Deutsche für die Flüchtlinge ak-
tiv, das sind fast neun Millionen Menschen. Sol-
che Zahlen machen deutlich – und das kann gar 
nicht oft genug gesagt werden – wer hier wirklich 
„das Volk“ ist; Pegida und AfD sind es jedenfalls 

Die Ursprünge unseres Vereins liegen in der 
Initiative „SOS racisme“, die in den 1980er-
Jahren in Frankreich entstand und unter dem 
Logo einer gelben Hand die Aktion „Touche 
pas à mon pote“ startete. Was sinngemäß 
bedeutet: Fass‘ meinen Freund nicht an. In 
Frankreich ging es darum, dem Alltagsrassis-
mus gegenüber Menschen aus den ehemali-
gen nordafrikanischen Kolonien etwas ent-
gegenzusetzen. Auch in Deutschland waren 
rassistische Ressentiments bis in die Mitte der 
Gesellschaft verbreitet. Die Redaktion des Ge-
werkschaftsmagazins „ran“ und die DGB Ju-
gend gründeten daraufhin den Verein „Mach 
meinen Kumpel nicht an! – Verein gegen Aus-
länderfeindlichkeit und Rassismus“ – mit dem 
Logo der Gelben Hand. Prominente Unter-
stützer waren damals etwa Willy Brandt, Udo 
Lindenberg, Günter Wallraff oder Götz George, 
der als Tatort-Kommissar Schimanski in der 
Folge „Gebrochene Blüten“ (1988) mit dem 
Pin der Gelben Hand am Revers auftrat, um 
ein Zeichen gegen Rassismus zu setzen. Mehr 
Informationen zu unseren aktuellen Aktivitä-
ten, Seminaren und Materialien findet ihr auf: 
www.gelbehand.de. Besucht uns auch auf 
Facebook: www.facebook.com/gelbehand.

nicht!“ Dass die Gewerkschaften gemeinsam 
mit der Gelben Hand auch zukünftig Rechtspo-
pulismus und Rechtsextremismus entschieden 
entgegentreten und für eine plurale Gesellschaft 
einstehen, machte der DGB-Vorsitzende Reiner 
Hoffmann in seiner Rede deutlich: „Die Gelbe 
Hand steht als deutliches Zeichen für den ge-
werkschaftlichen Kampf gegen jede Form von 
Rechtsextremismus und Menschenfeindlichkeit 
- sie steht für Weltoffenheit und die Akzeptanz 
von Unterschiedlichkeit.“ 
„Warum brauchen wir nach 30 Jahren den Kum-
pelverein?“ war die provokante Leitfrage der 
anschließenden Podiumsdiskussion. Die ehema-
lige Vorsitzende der Gelben Hand, Regina Gör-
ner (1993-2000), zeichnete die Anfänge und den 
gesellschaftlichen Kontext in den 1990er Jahren 
nach – Rostock-Lichtenhagen, Hoyerswerda, 
Mölln sind Chiffren der damaligen rassistischen 
Gewalt. Rassismus trat damals auch in der Mitte 
der Gesellschaft offen zu Tage, die Gelbe Hand un-
ter Görner startete große sozialpartnerschaftliche 
Aktionen in den Betrieben. Heute, rund 20 Jahre 
später, brennen wieder Flüchtlingsunterkünfte. 
„Wir Demokraten müssen gegen Stimmungsma-
che und Hetze, auch in den Betrieben, klar Posi-
tion beziehen. Demokratie muss jeden Tag neu 
verteidigt werden“, unterstrich der jetzige Vorsit-
zende Giovanni Pollice. Für Prof. Richard Stöss (FU 

Berlin) lägen die Ursachen für die Zunahme offen 
rassistischer, rechtspopulistischer Einstellungen 
auch an der Verschärfung sozialer Ungleichheit 
und Unsicherheit. Die Stimme der Jugend, sozu-
sagen der Zukunft der Gelben Hand, vertrat der 
21-jährige Dervis Dündar, Gewerkschafts- und 
Fördermitglied sowie Azubi bei der Continental 
AG in Hannover: „Es ist wichtig, dass wir junge 
Menschen uns gegen Rassismus und rechtes 
Gedankengut engagieren. Schon allein aus der 
Vergangenheit dieses Landes heraus.“ Am Ende 
waren sich alle im Saal einig, die Antwort auf die 
Ausgangsfrage lautet: Ja, wir brauchen die Gelbe 
Hand auch nach 30 Jahren – mehr denn je.

Wie eh und je – 
30 Jahre Einsatz gegen Rassismus
Festakt des Kumpelvereins zum 30-jährigen Jubiläum in Berlin
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Manuela Schwesig, Familienministerin, Giovanni 
Pollice, Vorsitzender Gelbe Hand, Reiner Hoff-
mann, DGB-Vorsitzender

Thorsten Klute, Staatssekretär im Integrations-
ministerium NRW, mit Udo Schmode, Leiter des  
IG Metall-Bildungszentrum 



Im Zuge der Flüchtlingsdebatte hat die ge-
sellschaftliche Polarisierung zugenommen, 
Rassismus scheint bis in die Mitte der Gesell-
schaft immer salonfähiger zu sein. Frau Minis-
terin, wie können wir (zivil-)gesellschaftlich 
den Zusammenhalt stärken und gegen rassis-
tische Ressentiments, Hass und Ausgrenzung 
vorgehen? 

Wir müssen klar Kante zeigen gegen Rechtsext-
remismus und Rassismus. Zugleich müssen wir 
uns aber stark machen für all jene, die sich vor 
Ort tagtäglich für Demokratie und Vielfalt ein-
setzen, die gegen Hass und Gewalt aufstehen. 
Dieses Engagement stärken wir durch unser 
Bundesprogramm „Demokratie leben!“. Un-
terstützt werden Vereine und Initiativen, die 
sich für die Grundwerte unsere Demokratie, 
für ein Land der Vielfalt und Solidarität enga-
gieren. In den vergangenen Jahren haben wir 
erreicht, dass der Bund die Mittel verdreifacht, 
mit denen er die Zivilgesellschaft hier unter-
stützt. Jetzt gilt es, diese Mittel auch langfristig 
den Projekten und den Trägern zur Verfügung 
stellen zu können. Darum brauchen wir ein 
Demokratiefördergesetz. Es schafft Planungs-
sicherheit und stabilere Strukturen beim Enga-
gement für Demokratie. 

Die Arbeitswelt ist ein Ort gesellschaftlicher 
Debatten, oftmals auch ein Spiegel gesell-
schaftlicher Entwicklungen. Welche Rolle 
können Ihrer Ansicht nach die Gewerkschaf-
ten und der Kumpelverein als demokrati-
sche Akteure auch zukünftig im Kampf gegen 
menschverachtende Tendenzen einnehmen? 

Demokratie- und Menschenfeindlichkeit dür-
fen auch am Arbeitsplatz keine Chance haben. 
Deshalb sind für uns auch die Gewerkschaften 
und die Unternehmen wichtige Akteure, was 
dieses Thema betrifft. Ich freue mich, dass 
sich viele Betriebsräte und Gewerkschafter 

Klare Kante gegen Rassismus und Engagement für Demokratie
Interview mit Manuela Schwesig, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

gegen Vorurteile und Hass stemmen. Der DGB 
und seine Einzelgewerkschaften können da 
ja auf  jahrelange Erfahrungen im Bereich der 
Bildungsarbeit zurückgreifen. Und auch in der 
Wirtschaft beobachte ich eine wachsende Sen-
sibilität. Aber so manches Unternehmen muss 
hier noch klarer Farbe bekennen. 

Wir wissen, dass gerade junge Menschen ge-
fährdet sind, in rechtsextreme Milieus abzu-
gleiten. Welcher Maßnahmen bedarf es, um 
effektiv Prävention zu betreiben und Jugend-
lichen die Werte der Demokratie nachhaltig 
zu vermitteln?

Die jungen Leute wollen mitreden und mitmi-
schen, gerade wenn es um ihre Zukunft geht. 
Dafür brauchen sie Raum – und zwar auch jen-
seits der etablierten Strukturen. Studien zei-
gen, dass das politische Interesse bei Jugend-
lichen wieder steigt. Aber viele zweifeln daran, 
dass ihre Themen in der Politik auch wirklich 
ankommen. Genau da müssen wir ansetzen 
und Vertrauen zurückgewinnen. Wir brauchen 
mehr Politik von Jugendlichen, mit Jugendli-
chen und für Jugendliche. Demokratie muss 
erlebbar sein. Mein Ministerium hat sich mit 
der Jugendstrategie das Ziel gesetzt, die Be-
teiligung von Jugendlichen an politischen Pro-
zessen zu erhöhen. Politik darf nicht über die 
Köpfe junger Menschen hinweg entscheiden. 
Das fördert Frustration und Verdrossenheit. 

Rechtspopulisten in ganz Europa schüren 
genau diesen Frust und diese Ängste, sie ma-
chen Stimmung gegen Minderheiten und pro-
pagieren den Rückzug ins Nationale. Und sie 
feiern Erfolge damit. Wie kann dem politisch 
begegnet werden? Welches Leitbild müssen 
die demokratischen politischen Akteure dem 
entgegenhalten? 

Wir müssen auf Zuversicht und Zusammenhalt 
statt auf Ausgrenzung und Spaltung setzen. Es 
ist wichtig, dass wir alle in unserer offenen und 
toleranten Gesellschaft zeigen: Wir wollen kei-
nen Hass, keine Hetze – weder auf der Straße, 
noch im Netz. Die Ängste und Sorgen von Men-
schen müssen ernst genommen werden, aber 
sie dürfen nicht benutzt und geschürt werden, 
wie die AfD es tut. Politik und Zivilgesellschaft, 
wir alle müssen hier gemeinsam klare Kante 
zeigen. Wir wissen: Vorurteile gegenüber Men-
schen aus anderen Ländern sind immer dann 
besonders stark ausgeprägt, wenn diese Men-
schen nichts voneinander wissen. Deshalb ist 
es wichtig, Begegnungen zu schaffen. Deshalb 
sind Austauschprogramme für junge Leute, Ju-
gendwerke so wichtig: Hier lernen Menschen 
schon in jungen Jahren, wie wichtig die Vielfalt 
der Kulturen ist.

Abseits tagespolitischer Debatten bleibt die 
Integration der Geflüchteten eine große, 
langfristige Herausforderung. Viele der zu 
uns Fliehenden sind sehr jung. Für sie ist  Bil-
dung der Schlüssel zur gelungenen Integrati-
on. Wie können wir die Integration der jungen 
Geflüchteten im Bildungssystem fördern und 
ihre Teilhabe stärken? 

Gerade junge Geflüchtete brauchen Perspektiven 
und Chancen, um sich integrieren zu können. Sie 
sind vor Krieg, Armut oder Unterdrückung ge-
flohen – teilweise sogar allein ohne ihre Eltern. 
Umso wichtiger ist es, dass sie unsere Sprache 
schnell lernen, zur Schule gehen und einen Aus-
bildungsplatz bekommen. Wir fördern das bei-
spielsweise durch die Jugendmigrationsdienste. 
In 24 Einrichtungen, über ganz Deutschland ver-
teilt, erhalten junge Flüchtlinge spezielle Hilfsan-
gebote: ob es nun um die richtige Schule geht, 
um die Begleitung bei Behördengängen oder die 
Suche nach einem Job. Ein anderes Beispiel ist 
das Projekt „JUGEND STÄRKEN: 1000 Chancen“. 
Junge Unternehmerinnen und Unternehmer 
helfen mit praxisnahen Angeboten: „Coach4Life“ 
oder „Ein Tag Azubi“ ermöglichen erste Schritte 
in die lokale Arbeitswelt. Auch davon können jun-
ge Geflüchtete profitieren.

Zahlreiche Initiativen, Vereine und engagier-
te Bürgerinnen und Bürgern in ganz Deutsch-
land setzen sich tagtäglich für ein vielfäl-
tiges, gewaltfreies und demokratisches 
Miteinander ein. Bei dieser wichtigen Arbeit 
unterstützt sie das Bundesprogramm „De-
mokratie leben!“ des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 
Es werden besonders Projekte gefördert, die 
sich in der Demokratieförderung und der Ex-
tremismusprävention engagieren. Das Pro-
gramm setzt auf verschiedenen Ebenen an: 
Ziel ist es, Projekte sowohl mit kommunalen 
als auch mit regionalem und überregiona-
lem Schwerpunkt zu fördern. Die Förderlauf-
zeit erstreckt sich von 2015 bis 2019. 

Mehr Informationen zu den einzelnen 
Programmbereichen gibt es unter: 
www.demokratie-leben.de

Manuela Schwesig (Foto: BMFSFJ)



Die Gelbe Hand ist seit nunmehr 30 Jahren ein 
gewerkschaftliches Symbol gegen Rassismus 
und für ein respektvolles Miteinander. Wie 
können gerade wir als Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter unsere Werte der Solida-
rität und der Menschlichkeit wieder stärker in 
die Gesellschaft vermitteln?  

Die Gelbe Hand war vor 30 Jahren ein star-
kes Signal der Gewerkschaften gegen Aus-
grenzung und Rassismus. Und sie ist es bis 
heute. Gewalt gegen Flüchtlinge, Angriffe auf 
Flüchtlingsunterkünfte und die Ausgrenzung 
von Minderheiten – das sind Zeichen dafür, 
dass Rassismus und Menschenfeindlichkeit 
in der Gesellschaft nach wie vor weit verbrei-
tet sind. Gleichzeitig gibt es mehr Hetze denn 
je. In den sozialen Medien werden Demokra-
ten und Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter genauso bedroht wie Menschen, 
die religiösen und kulturellen Minderheiten 
angehören. Für uns ist klar: Wir müssen eine 
klare Kante zeigen gegen jegliche Form von 
Rassismus. Wir streiten für gleiche Teilhabe-
chancen, für alle, unabhängig von ethnischer 
und sozialer Herkunft oder Religion. Das gilt 
für die Arbeitswelt und darüber hinaus für 
die Gesellschaft. Wir sind Partner der 2015 
begründeten „Allianz für Weltoffenheit, So-
lidarität, Demokratie und Rechtsstaat - ge-
gen Intoleranz, Menschenfeindlichkeit und 
Gewalt“. Mit dem Bündnis setzen wir –  ge-
meinsam mit anderen zivilgesellschaftli-
chen Organisationen – ein Signal gegen jede 
Form von Hass, Rassismus und Gewalt. Die 
Grundrechte, demokratische Prinzipien und 
gewerkschaftliche Werte müssen angesichts 
der gesellschaftlichen und ökonomischen 
Veränderungen immer wieder neu begründet 
werden. Deshalb setzten wir uns ein für Mit-
bestimmung in der Arbeitswelt, für gleichen 
Lohn für gleiche Arbeit und für eine Rente, 
die für ein gutes Leben reicht. 

Rassismus und Rechtspopulismus sind keine 
Randerscheinungen. Sie werden auch in den 
Betrieben sichtbar. Welche konkreten Maß-
nahmen können die Betriebsräte, Vertrauens-
leute und die Jugend-und Auszubildenden-
vertretungen ergreifen, um dem im Betrieb 
entgegenzuwirken? 

In vielen Betrieben und Verwaltungen arbei-
ten Menschen unterschiedlicher Herkunft und 
Kulturen zusammen. Diese vielfältigen Beleg-
schaften tragen zum Erfolg des Unternehmens 
bei. Dennoch: Rassistische Einstellungen sind 
– wie in der Gesamtbevölkerung – auch bei 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ver-
breitet. Dies ist keine neue Erkenntnis. Heute 
aber werden rechtspopulistische und aus-
grenzende Vorurteile und Vorstellungen deut-
lich offener formuliert und beeinträchtigen 
zunehmend auch die Betriebsabläufe. Umso 
wichtiger ist es, die Regelungen des Betriebs-
verfassungs- und der Personalvertretungsge-
setze anzuwenden um Ausgrenzung und Ras-
sismus zu thematisieren und zu bekämpfen. 
Über diese Themen muss auch in der berufli-
chen Aus- und Weiterbildung gesprochen wer-
den. Wir brauchen konkrete Maßnahmen, um 
Konflikte zu lösen und um strukturelle und 
individuelle Diskriminierungen zu verhindern. 
In Betriebsvereinbarungen gibt es gute Ansät-
ze für die  thematische Auseinandersetzung in 
der Ausbildung. Diese Ansätze gilt es zu ver-
breitern. Aber nicht nur im Betrieb sollte man 
das nutzen, auch bei Fortbildungsmaßnah-
men und Wettbewerben der Gewerkschaften 
und des Kumpelvereins. 

Egal, ob auf Demonstrationen gegen Pegida 
und Co. oder mit kreativen Aktionen im Rah-
men unseres Jugendwettbewerbs „Die Gelbe 
Hand“ – die Gewerkschaftsjugend ist stets 
vorne dabei im Kampf gegen Rassismus. Wie 
kann man das Engagement der Jugend noch 
weiter fördern und ausbauen? 

Wie nachhaltig sich die DGB-Jugend gegen 
Rassismus und Menschenfeindlichkeit enga-
giert, zeigt sich nicht nur daran, dass die DGB-
Jugend die Gelbe Hand  begründet hat. Bis 
heute setzen sich viele junge Gewerkschafte-
rinnen und Gewerkschafter für Weltoffenheit 
und Toleranz und gegen Rassismus ein – und 
sehen das als wichtigen Teil ihres gesellschaft-
lichen Engagements. Für die weitere Stärkung 
der gewerkschaftlichen Arbeit gegen Rechts 
brauchen wir vor allem bessere rechtliche Rah-
menbedingungen und eine bessere  Zusam-
menarbeit mit anderen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen. Bund und Länder sollten zu-
dem entsprechende Programme besser för-
dern, wie die Beratung und Unterstützung von 

„Signal der Gewerkschaften gegen Ausgrenzung“ 
Interview mit Reiner Hoffmann, Vorsitzender des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB)

Opfern rechtsextremer Gewalt oder auch  die 
politische Bildung. 

Im Zuge der Flüchtlingsmigration wurden die 
politischen und medialen Debatten immer 
schriller - angefacht durch Rechtspopulisten, 
die gezielt Ängste instrumentalisieren. Welchen 
Beitrag können die Gewerkschaften als sozial-
politische Akteure leisten, um den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt wieder zu stärken? 

Rechtspopulisten mit ihren eher autoritären 
und nationalistischen Vorstellungen zeichnen 
ein abwegiges Bild von Flüchtlingen – als homo-
gene Gruppe, die „unsere Demokratie und Wer-
te, unseren Wohlstand“ bedrohe. Dabei sind es 
die Rechtspopulisten, die häufig die für alle gel-
tenden Grundrechte ablehnen, sich gegen die  
die Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
stellen und die Prinzipien einer demokratischen 
Gesellschaft ablehnen. Menschen aufzuneh-
men, die vor Kriegen und Bürgerkriegen fliehen, 
vor politischer und ethnischer Verfolgung – das 
war und ist eine menschenrechtliche Verpflich-
tung. Wer diese Verpflichtung verneint oder sie 
anhand wirtschaftlicher Faktoren einschränken 
will, ist geschichtsvergessen. Geflüchtete kom-
men mit all ihren Kriegs- und Fluchterfahrun-
gen. Sie müssen als Individuen wahrgenommen 
werden, mit all ihren sozialen und kulturellen 
Prägungen – auch wenn diese nicht immer mit 
unseren gewerkschaftlichen Wertevorstellun-
gen übereinstimmen. 

Der Zuzug der Geflüchteten ist eine Heraus-
forderung, kann aber auch eine Chance be-
deuten, wenn die Integration gelingt. Gute 
Arbeit ist hierfür essentiell, denn Arbeit ist ein 
Pfeiler gesellschaftlicher Teilhabe. Wie muss 
also aus gewerkschaftlicher Sicht die Integ-
ration der Geflüchteten in den Arbeitsmarkt 
gestaltet werden?  

Für uns als Gewerkschafter ist klar: Wir wollen 
keine Integrationspolitik, die auf Dumpinglöh-
ne und Sondermaßnahmen für Geflüchtete 
setzt und auch keine Arbeits- und Ausbildungs-
verbote. Wir wollen gleiche Chancen auf öko-
nomische und gesellschaftliche Teilhabe. Das 
heißt, wir lehnen eine Einteilung in „gute und 
schlechte“ Flüchtlinge ab. Stattdessen braucht 
es eine Prüfung der individuellen Fluchtgrün-
de für alle und im Anschluss einen sicheren 
Aufenthalt. Aber das reicht nicht. Wir brau-
chen einen ganzheitlichen Ansatz, der gleiche 
Chancen auf ökonomische Teilhabe schafft, für 
alle Bevölkerungsgruppen, mit und ohne Mig-
rationshintergrund oder Fluchterfahrung. Wir 
kämpfen für alle Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer – für bessere Arbeitsbedingungen 
und eine sichere Zukunft.

Reiner Hoffmann (Foto: Simone M. Neumann/DGB)
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An dieser Stelle 
heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für ihre Unterstützung.

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure finanzielle 
und ideelle Unterstützung! 
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch durch eine 
Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen des Stickers, durch 
aktives Eintreten für Gleichberechtigung, gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus 
am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 
Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuerlich abge-
setzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquittung ausgestellt. 
Wir sind für jeden Beitrag dankbar! 

Vielen Dank Giovanni Pollice, Vorsitzender

Flüchtlinge schützen. 
Rassismus entgegentreten.
Herbsttagung des Kumpelvereins vom 11. bis 13. November

Bei seiner Begrüßung auf 
der jährlichen Herbstta-
gung der Gelben Hand ver-
deutlichte der Vorsitzende 
Giovanni Pollice die Ziel-
richtung hinsichtlich des 
gesellschaftlichen Rechts-
rucks: „Die Tagung soll auch dazu dienen, die Arbeit des Kumpelvereins 
noch effektiver auf die aktuellen Herausforderungen auszurichten: Mit 
welchen Methoden instrumentalisieren Rechtspopulisten das Politikfeld 
der Migration? Warum ist der Nährboden für Rechtspopulismus auch in der 
Arbeitswelt vorhanden? Wie müssen die Antworten der Gewerkschaften 
und des Kumpelvereins auf diesen Rechtsruck aussehen?“ Diese Fragen 
standen während der zweitägigen Konferenz im Mittelpunkt, zu der aus 
ganz Deutschland rund 100 aktive Fördermitglieder sowie Gewerkschafte-
rinnen und Gewerkschafter ins IG Metall-Bildungszentrum nach Berlin ge-
kommen waren. Wissenschaftlichen Input gab es zunächst vom Extremis-
musforscher Prof. Hajo Funke (FU Berlin), der in seinem Vortrag pointiert 
analysierte, wie Rechtspopulisten Ängste in einer empfundenen „Abstiegs-
gesellschaft“ schürten und daraus Wut und Gewalt erwachse. „In keinem 
anderen europäischen Land gibt es eine so enge Verbindung zwischen dem 
Rechtspopulismus und der gewalttätigen rechtsextremen Szene“, erläuter-
te der Professor und forderte eine soziale, „linke“ Alternative als Gegenmo-
dell zu den Rechten. Konzentrierte sich Funke noch auf „die Schlechten“, 
befasste sich Dr. Karakayali (Humboldt-Universität Berlin) in seinem Vor-
trag mit den „Guten“ - nämlich mit dem solidarischen Engagement in der 
Flüchtlingshilfe, in der rund 10 % der Bevölkerung aktiv mitwirken. „Das ist 
eine Art der stillen Politik“, befand der Soziologe.
In drei Foren konnten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer anschließend 
ihre Erfahrungen in der Antirassismusarbeit einbringen und sich austau-
schen. Den zweiten Tag der Konferenz eröffnete Prof. Küpper (Hochschule 
Niederrhein), die seit Jahren zu rechtsextremen Einstellungen in der Bevöl-
kerung forscht. In gewohnt launiger Manier veranschaulichte sie die aus-
grenzende Wirkweise von Vorurteilen und Stereotypen in der Gesellschaft 
und appellierte an die Aktiven: „Wenn einer ein rechtsextremes Weltbild 
hat, an den komme ich nicht mehr ran, aber alle, die irgendwie unsicher 
sind, die müsst ihr überzeugen. Leidenschaftlich, laut und solidarisch!“ 
Diesen Appell konnten sie direkt angehen – in einem World Cafè sollten 
die Aktiven ihre Ideen einbringen, wie der Kumpelverein die Herausforde-
rungen zukünftig gestalten könne. Herausgekommen sind zahlreiche gute 
Vorschläge, sie reichten von mehr regionaler Vernetzung über neue Formen 
der Jugendaktivitäten in der Bildungs- und der Öffentlichkeitsarbeit. In ih-
rem Schlusswort appellierte die Geschäftsführerin des Kumpelvereins Dr. 
Klaudia Tietze an die Kolleginnen und Kollegen, sich für eine Atmosphäre 
von Respekt und Gleichwertigkeit in Betrieb und Gesellschaft einzusetzen. 
Insgesamt ging eine klare Botschaft von der Tagung aus: Die Aktiven wollen 
gemeinsam mit dem Kumpelverein den Kampf gegen Rassismus im nächs-
ten Jahr noch vernetzter, noch lauter vorantreiben.


